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DOKUMENTATIONEN

Verwaltungsprozessgesetz der Volksrepublik China  1

(Am 4. April 1989 vom 2. Plenum des 7. Nationalen Volkskongres-­
ses angenommen, mit der „Entscheidung über die Revision des Ver-­
waltungsprozessgesetzes der Volksrepublik China“ des Ständigen 
Ausschusses des 12. Nationalen Volkskongresses auf seiner 11. Sitzung 
am 1. November 2014 geändert)

1. Kapitel: Allgemeine Regeln

§ 1 [Grundlage und Aufgabe des Gesetzes] Um zu gewährleisten, 
dass die Volksgerichte Verwaltungssachen fair und rechtzeitig behan-­
deln, um Verwaltungsstreitigkeiten beizulegen, um die legalen Rechte 
und Interessen der Bürger, juristischer Personen und sonstiger Orga-­
nisationen zu schützen und um die gemäß dem Recht auszuübenden 
Verwaltungskompetenzen seitens der Verwaltungsbehörden zu über-­
wachen, wird auf der Grundlage der Verfassung dieses Gesetz erlas-­
sen.

§ 2 [Anwendungsbereich] Bürger, juristische Personen und sonsti-­
ge Organisationen, die geltend machen, dass ein Verwaltungshandeln 
einer Verwaltungsbehörde oder von Mitarbeitern einer Verwaltungs-­
behörde ihre legalen Rechte und Interessen verletzt, sind berechtigt, 
nach diesem Gesetz bei den Volksgerichten Klage zu erheben.

Das im ersten Absatz genannte Verwaltungshandeln schließt auch 
solches Verwaltungshandeln ein, welches von Organisationen vorge-­

-­
waltungsvorschriften ermächtigt sind.

§ 3 [Rechtsgewährungsanspruch] Die Volksgerichte haben das 
Recht der Bürger, juristischer Personen und sonstiger Organisationen, 
Klage zu erheben, zu gewährleisten und Verwaltungssachen, die anzu-­
nehmen sind, gemäß dem Recht anzunehmen.

Verwaltungsbehörden und deren Mitarbeiter dürfen nicht in die 
Annahme von Verwaltungssachen durch die Volksgerichte eingreifen 
oder diese verhindern.

1 Die Autoren verwendeten folgende Übersetzungen des Verwaltungsprozessgesetzes idF 1990 als Referenz: Robert Heuser, Das Verwaltungsprozeßge-­
setz der Volksrepublik China, in: Verwaltungsarchiv, Vol. 80 (1989), S. 437 ff. Deutsch in: Robert Heuser, „Sozialistischer Rechtsstaat“ und chinesisches 

Frank Münzel (Hrsg.), Chinas Recht, 4.4.89/1.
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Die Verantwortlichen der beklagten Verwaltungsbehörde haben 
vor Gericht zu erscheinen. Falls sie nicht vor Gericht erscheinen kön-­
nen, haben sie geeignete Mitarbeiter der Verwaltungsbehörde zu be-­
auftragen, vor Gericht zu erscheinen.

§ 4 [Unabhängigkeit] Die Volksgerichte üben ihre Gerichtsbarkeit 
-­

liegen keinen Eingriffen von Verwaltungsbehörden, gesellschaftlichen 
Körperschaften oder Einzelpersonen. 

Die Volksgerichte richten Kammern zur Behandlung von Verwal-­
tungssachen ein.

§ 5 [Verfahrensgrundlagen] Bei der Behandlung von Verwaltungs-­
sachen nehmen die Volksgerichte die Tatsachen zur Grundlage und die 
Gesetze als Richtschnur.

§ 6 [Prüfungsinhalt] Bei der Behandlung von Verwaltungssachen 
überprüfen die Volksgerichte die Rechtmäßigkeit des Verwaltungshan-­
delns.

§ 7 [Institutionen des Verfahrens] Bei der Behandlung von Ver-­
waltungssachen wenden die Volksgerichte gemäß dem Recht die In-­
stitute der Kollegialberatung, des Ausschlusses befangener Gerichts-­
personen, der öffentlichen Verhandlung und Entscheidung sowie der 
endgültigen Behandlung in zwei Instanzen an.

§ 8 [Gleichheitsgrundsatz] Die Parteien haben im Verwaltungspro-­
zess die gleiche Rechtsstellung.

§ 9 [Gerichtssprache] Bürger aller Volksgruppen sind berechtigt, 
Verwaltungs prozesse unter Verwendung von Sprache und Schrift der 
eigenen Volksgruppe zu führen.

In Gebieten, die von einer ethnischen Minderheitengruppe be-­
wohnt sind oder in denen mehrere Volksgruppen zusammenleben, 
haben die Volksgerichte bei der Fallbehandlung sowie bei der Ausstel-­
lung von Rechtsurkunden die von der Volksgruppe des jeweiligen Ge-­
bietes allgemein verwandte Sprache und Schrift zu verwenden.

Das Volksgericht hat Prozessbeteiligten, welche die von der Volks-­
gruppe des jeweiligen Gebietes allgemein verwandte Sprache und 
Schrift nicht beherrschen, einen Dolmetscher/Übersetzer zu stellen.

§ 10 [Recht auf streitige Verhandlung] Die Parteien sind im Ver-­
waltungsprozess berechtigt, streitig zu verhandeln.

§ 11 [Aufsicht der Volksstaatsanwaltschaft] Die Volksstaatsan-­
waltschaften sind berechtigt, gegenüber den Verwaltungsprozessen 
Rechtsaufsicht auszuüben.

2. Kapitel: Umfang der Fallannahme

§ 12 [Anfechtbare Maßnahmen] Die Volksgerichte nehmen folgen-­
de von Bürgern, juristischen Personen oder sonstigen Organisationen 
erhobene Klagen an:

Arrest, Widerruf einer Genehmigung oder Bescheinigung, die Anord-­
nung von Produktions-­ oder Geschäftseinstellung, die Einziehung von 
unrechtmäßig Erlangtem, die Einziehung von ungesetzlichen Vermö-­
gensgegenständen, eine Geldbuße oder Verwarnung nicht akzeptiert 
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2. wenn Verwaltungszwangsmaßnahmen und Verwaltungsvoll-­
streckungen hinsichtlich der Beschränkung der körperlichen Freiheit 
oder in Bezug auf Vermögensgegenstände, wie Versiegelung, Pfän-­

3. wenn eine Verwaltungsgenehmigung beantragt wurde und die 
Verwaltungsbehörde diesen Antrag ablehnt oder in der gesetzlich be-­
stimmten Frist nicht reagiert oder wenn andere Entscheidungen hin-­
sichtlich der von Verwaltungsbehörden erteilten Verwaltungsgeneh-­

4. wenn von Verwaltungsbehörden getroffene Entscheidungen 
hinsichtlich der Bestimmung des Eigentums-­ oder Nutzungsrechts an 
natürlichen Ressourcen wie Grund und Boden, Bodenschätzen, Bin-­
nengewässern, Wäldern, Bergen, Grasland, Ödland, Watten oder See-­

5. wenn Entscheidungen über Einziehung oder Enteignung oder 
diesbezügliche Entscheidungen über Entschädigungen nicht akzep-­

6. wenn beantragt wurde, dass eine Verwaltungsbehörde ihrer ge-­
-­

sen, wie Personen-­ und Vermögensrechten, nachkommt, die Verwal-­
tungsbehörde jedoch die Erfüllung verweigert oder überhaupt nicht 

7. wenn geltend gemacht wird, dass eine Verwaltungsbehörde die 
-­

8. wenn geltend gemacht wird, dass eine Verwaltungsbehörde ihre 
Verwaltungshoheit missbraucht hat, um den Wettbewerb auszuschlie-­

9. wenn geltend gemacht wird, dass eine Verwaltungsbehörde 
rechtswidrig Abgaben erhebt, Kosten umlegt oder in rechtswidriger 

10. wenn geltend gemacht wird, dass eine Verwaltungsbehörde 
nicht dem Recht entsprechend eine Hinterbliebenen-­ oder Versehrten-­
rente, eine Grundsicherung oder Sozialversicherungsleistungen ge-­

11. wenn geltend gemacht wird, dass eine Verwaltungsbehörde eine 
Vereinbarung nicht nach dem Recht oder nicht wie festgelegt durchge-­
führt, oder in rechtswidriger Weise geändert oder aufgehoben hat, wie 
z.B. die behördliche Erlaubnis oder Entschädigungsvereinbarung für 

12. wenn geltend gemacht wird, dass eine Verwaltungsbehörde 
sonstige legale Rechte und Interessen wie Personen-­ oder Vermögens-­
rechte verletzt hat.

Außer dem im obigen Absatz Bestimmten ist Klage bei den Volks-­
gerichten in allen anderen Verwaltungssachen zulässig, für die Gesetze 
oder Rechtsvorschriften bestimmen, dass Klage erhoben werden kann.

§ 13 [Nichtanfechtbare Maßnahmen] Die Volksgerichte nehmen 
von Bürgern, juristischen Personen oder sonstigen Organisationen in 
folgenden Angelegenheiten erhobene Klagen nicht entgegen:
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1. Staatshandeln, welches z.B. im Rahmen der Landesverteidigung 

2. Verwaltungsrechtsbestimmungen, Verwaltungsvorschriften oder 
von einer Verwaltungsbehörde erlassene und verkündete Beschlüsse 

3. Beschlüsse, die eine Verwaltungsbehörde zur Belobigung oder 
Bestrafung, Einstellung oder Entlassung von Behördenmitarbeitern 

4. Verwaltungshandeln, von dem gesetzlich bestimmt ist, dass die 
Verwaltungsbehörden endgültig entscheiden.

3. Kapitel: Zuständigkeit

§ 14 [Erstinstanzliche Zuständigkeit der Grundstufengerichte] 
Volksgerichte der Grundstufe sind für Verwaltungssachen in erster In-­
stanz zuständig.

§ 15 [Erstinstanzliche Zuständigkeit der Mittelstufengerichte] 
Volksgerichte der Mittelstufe sind für folgende Verwaltungssachen in 
erster Instanz zuständig:

1. Fälle aufgrund von Klagen gegen das von den Abteilungen des 
Staatsrats oder den Regierungen ab der Kreisebene vorgenommene 

3. Fälle, die im jeweiligen Gerichtsbezirk als wichtig und schwierig 

4. Fälle, deren Gerichtsbarkeit gemäß anderer Rechtsvorschriften 
den Volksgerichten der Mittelstufe untersteht.

§ 16 [Erstinstanzliche Zuständigkeit der Oberstufengerichte] Die 
Volksgerichte der Oberstufe sind in erster Instanz für wichtige und 
komplexe Verwaltungssachen ihres Gerichtsbezirkes zuständig.

§ 17 [Erstinstanzliche Zuständigkeit des Obersten Volksgerichts] 
Das Oberste Volksgericht ist in erster Instanz für wichtige und komple-­
xe Verwaltungssachen von landesweitem Ausmaß zuständig.

§ 18 [Örtliche Zuständigkeit] Für Verwaltungssachen ist das 
Volksgericht des Ortes derjenigen Verwaltungsbehörde zuständig, die 
das Verwaltungshandeln zuerst vorgenommen hat. Bei Fällen, in de-­
nen Widerspruch eingelegt wurde, ist auch das Volksgericht des Ortes 
der Widerspruchsbehörde zuständig.

Mit der Zustimmung des Obersten Volksgerichts kann das Volks-­
gericht der Oberstufe entsprechend der tatsächlichen Gegebenheiten 
der Rechtsprechungsarbeit festlegen, dass bestimmte Volksgerichte für 
Verwaltungssachen jenseits ihrer Verwaltungsregion zuständig sind.

§ 19 [Örtliche Zuständigkeit bei der Beschränkung körperlicher 
Freiheit] Bei Klagen, die gegen Verwaltungszwangsmaßnahmen erho-­
ben werden, die die körperliche Freiheit beschränken, ist das Volksge-­
richt des Ortes der Beklagten oder des Ortes des Klägers zuständig.

§ 20 [Örtliche Zuständigkeit bei Immobilien] Bei einer wegen un-­
beweglicher Sachen erhobenen Verwaltungsklage ist das Volksgericht 
am Belegenheitsort der unbeweglichen Sache zuständig.

§ 21 [Mehrfachzuständigkeit] Bei Fällen, für die zwei oder mehr 
Volksgerichte zuständig sind, kann der Kläger unter diesen ein Volks-­
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gericht zur Klageerhebung auswählen. Erhebt der Kläger bei zwei 
oder mehr zuständigen Volksgerichten Klage, so ist das Volksgericht 
zuständig, bei dem die Klageschrift zuerst registriert ist.

§ 22 [Weiterverweisung] Stellt ein Volksgericht fest, dass ein ange-­
nommener Fall nicht seiner Zuständigkeit untersteht, so hat es ihn an 
das zuständige Volksgericht zu verweisen. Das Volksgericht, an den 
der Vorgang verwiesen wird, hat den Fall anzunehmen. Macht dieses 
Volksgericht geltend, dass der verwiesene Fall nach dem Recht nicht 
zu seiner Zuständigkeit gehört, so darf es seinerseits den Fall nicht 
weiter verweisen sondern hat Meldung an das höhere Volksgericht zur 
Bestimmung der Zuständigkeit zu erstatten.

§ 23 [Zuständigkeitsstreit] Kann das zuständige Volksgericht aus 
besonderem Grund die Zuständigkeit nicht ausüben, so wird die Zu-­
ständigkeit vom Volksgericht höherer Stufe bestimmt.

Kommt es unter mehreren Volksgerichten zum Streit über die Zu-­
ständigkeit, so wird dieser in Verhandlungen aller streitenden Seiten 
beigelegt. Sind die Verhandlungen nicht erfolgreich, so erfolgt Mel-­
dung an das für alle gleichsam höhere Volksgericht, das dann die Zu-­
ständigkeit bestimmt.

§ 24 [Instanzielle Zuständigkeit kraft Ansichziehen oder Über-­
weisung] Ein höheres Volksgericht ist berechtigt, Verwaltungssachen 
erster Instanz zu behandeln, für welche die unteren Volksgerichte zu-­
ständig sind. 

Ist ein unteres Volksgericht der Ansicht, dass eine Verwaltungssache 
erster Instanz, für die es zuständig ist, von einem höheren Volksgericht 
behandelt oder deren Zuständigkeit von einem höheren Volksgericht 
bestimmt werden sollte, so kann es diese dem höheren Volksgericht 
melden und um Entscheidung ersuchen.

4. Kapitel: Prozessbeteiligte

§ 25 [Kläger] Adressaten eines Verwaltungshandeln oder sonstige 
Bürger, juristische Personen oder Organisationen, die ein Interesse an 
einem Verwaltungshandeln haben, sind berechtigt, Verwaltungsklage 
zu erheben.

Verstirbt ein zur Klageerhebung berechtigter Bürger, kann stellver-­
tretend ein naher Verwandter Klage erheben.

Wurde eine zur Klageerhebung berechtigte juristische Person oder 
eine sonstige Organisation aufgehoben, kann die in deren Rechte ein-­
tretende juristische Person oder sonstige Organisation Klage erheben.

§ 26 [Beklagte] Erheben Bürger, juristische Personen oder sonstige 
Organisationen unmittelbar bei einem Volksgericht Klage, so ist die-­
jenige Verwaltungsbehörde, welche das Verwaltungshandeln vorge-­
nommen hat, Beklagte.

In Fällen, in denen Widerspruch eingelegt wurde, sind, wenn die 
Widerspruchsbehörde auf Aufrechterhaltung des ursprünglichen 
Verwaltungshandelns erkannt hat, die Verwaltungsbehörde, die das 
ursprüngliche Verwaltungshandeln vorgenommen hat und die Wi-­

-­
de das ursprüngliche Verwaltungshandeln geändert, ist die Wider-­
spruchsbehörde die Beklagte. 

Erfolgt innerhalb der gesetzlich bestimmten Frist keine Entschei-­
dung der Widerspruchsbehörde und erheben Bürger, juristische Per-­

ҹ䗝ᢽ݊ЁϔϾҎ⇥⊩䰶ᦤ䍋䆝
䆐Ǆॳਞ৥ϸϾҹϞ᳝ㅵ䕪ᴗⱘ
Ҏ⇥⊩䰶ᦤ䍋䆝䆐ⱘˈ⬅᳔ܜゟ
ḜⱘҎ⇥⊩䰶ㅵ䕪Ǆ

ኃ̃Ӡ్̃ǊҎ⇥⊩䰶থ⦄
ফ⧚ⱘḜӊϡሲѢᴀ䰶ㅵ䕪ⱘˈ
ᑨᔧ⿏䗕᳝ㅵ䕪ᴗⱘҎ⇥⊩䰶ˈ
ফ⿏䗕ⱘҎ⇥⊩䰶ᑨᔧফ⧚Ǆফ
⿏䗕ⱘҎ⇥⊩䰶䅸Ўফ⿏䗕ⱘḜ
ӊᣝ✻㾘ᅮϡሲѢᴀ䰶ㅵ䕪ⱘˈ
ᑨᔧ᡹䇋Ϟ㑻Ҏ⇥⊩䰶ᣛᅮㅵ
䕪ˈϡᕫݡ㞾㸠⿏䗕Ǆ

ኃ̃Ӡʻ్Ǌ᳝ㅵ䕪ᴗⱘҎ
⇥⊩䰶⬅Ѣ⡍⅞ॳ಴ϡ㛑㸠Փㅵ
䕪ᴗⱘˈ⬅Ϟ㑻Ҏ⇥⊩䰶ᣛᅮㅵ
䕪Ǆǂǂ

Ҏ⇥⊩䰶ᇍㅵ䕪ᴗথ⫳ѝ
䆂ˈ⬅ѝ䆂ঠᮍणଚ㾷އǄणଚ
ϡ៤ⱘˈ᡹ᅗӀⱘ݅ৠϞ㑻Ҏ⇥
⊩䰶ᣛᅮㅵ䕪Ǆ

ኃ̃Ӡ్ٽǊϞ㑻Ҏ⇥⊩䰶
᳝ᴗᅵ⧚ϟ㑻Ҏ⇥⊩䰶ㅵ䕪ⱘ㄀
ϔᅵ㸠ᬓḜӊǄǂǂ

ϟ㑻Ҏ⇥⊩䰶ᇍ݊ㅵ䕪ⱘ㄀
ϔᅵ㸠ᬓḜӊˈ䅸Ў䳔㽕⬅Ϟ㑻
Ҏ⇥⊩䰶ᅵ⧚៪㗙ᣛᅮㅵ䕪ⱘˈ
ৃҹ᡹䇋Ϟ㑻Ҏ⇥⊩䰶އᅮǄ

ኃٽብǊឃ᝷ԟҪ̠

ኃ̃Ӡ్̊Ǌ㸠ᬓ㸠ЎⱘⳌ
ᇍҎҹঞ݊ҪϢ㸠ᬓ㸠Ў᳝߽ᆇ
݇㋏ⱘ݀⇥ǃ⊩Ҏ៪㗙݊Ҫ㒘
㒛ˈ᳝ᴗᦤ䍋䆝䆐Ǆǂǂ

᳝ᴗᦤ䍋䆝䆐ⱘ݀⇥⅏ѵˈ
݊䖥҆ሲৃҹᦤ䍋䆝䆐Ǆ

᳝ᴗᦤ䍋䆝䆐ⱘ⊩Ҏ៪㗙݊
Ҫ㒘㒛㒜ℶˈᡓফ݊ᴗ߽ⱘ⊩Ҏ
៪㗙݊Ҫ㒘㒛ৃҹᦤ䍋䆝䆐Ǆ

ኃ̃ӠН్Ǌ݀⇥ǃ⊩Ҏ៪
㗙݊Ҫ㒘㒛Ⳉ᥹৥Ҏ⇥⊩䰶ᦤ䍋
䆝䆐ⱘˈ԰ߎ㸠ᬓ㸠Ўⱘ㸠ᬓᴎ
݇ᰃ㹿ਞǄ

㒣໡䆂ⱘḜӊˈ໡䆂ᴎ݇އ
ᅮ㓈ᣕॳ㸠ᬓ㸠Ўⱘˈ԰ߎॳ㸠
ᬓ㸠Ўⱘ㸠ᬓᴎ݇੠໡䆂ᴎ݇ᰃ
݅ৠ㹿ਞ˗໡䆂ᴎ݇ᬍবॳ㸠ᬓ
㸠Ўⱘˈ໡䆂ᴎ݇ᰃ㹿ਞǄ

໡䆂ᴎ݇೼⊩ᅮᳳ䰤ݙ᳾԰
ᅮˈ݀⇥ǃ⊩Ҏ៪㗙݊އ໡䆂ߎ



389

Verwaltungsprozessgesetz der Volksrepublik China, ZChinR 2015

sonen oder sonstige Organisationen Klage gegen das ursprüngliche 
Verwaltungshandeln, so ist diejenige Verwaltungsbehörde, welche das 

wird Klage gegen die Untätigkeit der Widerspruchsbehörde erhoben, 
so ist die Widerspruchsbehörde die Beklagte.

Haben zwei oder mehr Behörden ein einheitliches Verwaltungs-­
handeln vorgenommen, so sind die Verwaltungsbehörden, die das 
Verwaltungshandeln gemeinsam vorgenommen haben, gemeinsame 
Beklagte.

Wenn eine – von einer Verwaltungsbehörde hierzu beauftragte – 
Organisation ein Verwaltungshandeln vornimmt, so ist die beauftra-­
gende Behörde die Beklagte.

Wird die Verwaltungsbehörde aufgehoben oder ändern sich deren 
Amtsbefugnisse, so ist diejenige Verwaltungsbehörde, welche mit der 
Fortführung der Amtsbefugnisse betraut ist, die Beklagte.

§ 27 [Verfahrensverbindung] Wenn die Parteien auf einer oder auf 
beiden Seiten zwei oder mehr Personen sind und es sich um Verwal-­
tungssachen handelt, die aus einem einheitlichen oder gleichartigen 
Verwaltungshandeln resultieren, das Volksgericht der Ansicht ist, dass 
sie zusammengefasst behandelt werden können und die Parteien zu-­
stimmen, bilden (diese Verwaltungssachen) einen gemeinsamen Pro-­
zess.

§ 28 [Repräsentantenklagen] Bei einem gemeinsamen Prozess, bei 
dem die Parteien auf einer oder auf beiden Seiten eine Vielzahl von 
Personen sind, können von den Parteien Vertreter gewählt werden, die 
den Prozess führen. Prozesshandlungen einer Vertretungsperson sind 
für die vertretene Partei wirksam. Bei Änderungen oder einer Rück-­
nahme der Klage sowie einem Anerkennen des Klagebegehrens der 
anderen Partei hat hingegen eine Zustimmung der vertretenen Partei 
zu erfolgen.

§ 29 [Nebenbeteiligte] Bürger, juristische Personen oder sonstige 
Organisationen, die an einem Verwaltungshandeln ein Interesse ha-­
ben, aber keine Klage erhoben haben oder ein Interesse an dem Ergeb-­
nis eines Falles haben, können beantragen, als Dritte an dem Prozess 
teilzunehmen oder sie werden vom Volksgericht dazu aufgefordert, an 
dem Prozess teilzunehmen.

-­
erlegen oder die Rechte und Interessen eines Dritten zu beschneiden, 
ist der Dritte berechtigt, gemäß dem Recht Berufung einzulegen.

§ 30 [Vertretung nicht Prozessfähiger] Bürger, die nicht prozess-­
fähig sind, werden im Prozess von ihrem gesetzlichen Vertreter vertre-­
ten. Wenn gesetzliche Vertreter sich gegenseitig die Verantwortung für 
die Vertre tung zuschieben, bestimmt das Volksgericht einen von ihnen 
zum Prozessvertreter.

§ 31 [Prozessvertretung] Parteien oder gesetzliche Vertreter kön-­
nen eine oder zwei Personen mit der Prozessvertretung beauftragen.

Nachfolgende Personen können mit der Prozessvertretung beauf-­
tragt werden:
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3. Bürger, die von der Gemeinde oder Einheit sowie einer relevan-­
ten gesellschaftlichen Körperschaft empfohlen wurden.

§ 32 [Akteneinsicht] Prozessvertretende Rechtsanwälte sind be-­
rechtigt gemäß den Rechtsvorschriften einschlägige Materialien des 
Falles einzusehen und zu reproduzieren. Sie sind berechtigt, bei den 
betreffenden Organisationen und Bürgern Nachforschungen anzu-­
stellen und Beweise zu dem Fall zu sammeln. Materialien, die Staats-­
geheimnisse, Betriebsgeheimnisse oder die individuelle Privatsphäre 
berühren, sind gemäß den gesetzlichen Vorschriften geheim zu halten.

Parteien und sonstige Prozessvertreter sind berechtigt gemäß den 
Rechtsvorschriften, Gerichtsakten des jeweiligen Falles einzusehen 
und zu reproduzieren, es sei denn, die Inhalte berühren Staatsgeheim-­
nisse, Betriebsgeheimnisse oder die individuelle Privatsphäre.

5. Kapitel: Beweise

§ 33 [Beweismittel] Beweise umfassen:

8. Augenschein-­ und Tatortprotokolle.

Oben genannte Beweise können erst nach ihrer Wahrheitsprüfung 
durch das Gericht als Grundlage für die Feststellungen der Falltatsa-­
chen dienen.

§ 34 [Beweislast] Bezüglich des vorgenommenen Verwaltungshan-­

Erlass des betreffenden Verwaltungshandelns und die zugrundelie-­
genden normativen Dokumente vorzubringen.

Bringt die Beklagte Beweise nicht oder ungerechtfertigterweise 
nicht fristgerecht vor, so wird dies als ein Fehlen entsprechender Be-­
weise erachtet, es sei denn, eine dritte Partei, deren Rechte und Interes-­
sen von dem Verwaltungshandeln berührt werden, bringt Beweise vor.

§ 35 [Verbot der Beweiserhebung durch die Beklagte] Während 
des Prozessverfahrens darf die Beklagte oder deren Prozessvertreter 
nicht von sich aus bei dem Kläger, bei Dritten und Zeugen Beweise 
sammeln.

§ 36 [Beweisbeibringung der Beklagten] Hat die Beklagte bereits 
zum Zeitpunkt der Vornahme des Verwaltungshandelns Beweise ge-­
sammelt, diese aber aufgrund von höherer Gewalt oder anderer Recht-­
fertigungsgründe nicht vorbringen können, so kann vom Volksgericht 
eine Fristverlängerung zur Vorbringung gestattet werden. 
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Bringt der Kläger oder eine dritte Partei Gründe oder Beweise vor, 
die im Verwaltungsverfahren nicht vorgebracht wurden, so kann das 
Volksgericht der Beklagten gestatten, ergänzende Beweise vorzubrin-­
gen.

§ 37 [Beweisbeibringung des Klägers] Der Kläger kann Beweise 
beibringen, die die Widerrechtlichkeit des Verwaltungshandelns nach-­
weisen. Können die vorgebrachten Beweise des Klägers nicht überzeu-­
gen, so entbindet dies die Beklagte nicht von ihrer Beweislast.

§ 38 [Beweislastumkehr] In Fällen bei denen Klage erhoben wird, 
-­

eine der unten aufgeführten Sachverhalte liegt vor:

1. Wenn die Beklagte gemäß ihrer Amtsbefugnisse die gesetzlich 

2. wenn der Kläger den Beweis aus rechtmäßigem Grund nicht bei-­
bringen kann.

Bei Fällen von Schadensersatz oder Entschädigung hat der Klä-­
ger den Beweis für den durch das Verwaltungshandeln entstandenen 
Schaden vorzubringen. Liegt der Grund, der dazu führt, dass die Be-­
weisvorbringung durch den Kläger unmöglich ist, bei der Beklagten, 
so trägt die Beklagte die Beweislast.

§ 39 [Anordnung der Beweisbeibringung] Das Volksgericht ist 
berechtigt, von den Parteien die Vorbringung oder Ergänzung von Be-­
weisen zu verlangen.

§ 40 [Beweiserhebung des Volksgerichts] Das Volksgericht ist 
berechtigt, bei der betreffenden Verwaltungsbehörde und anderen Or-­
ganisationen sowie bei Bürgern Beweise zu sammeln. Jedoch darf es 
keine Beweise sammeln, die die Rechtmäßigkeit des Verwaltungshan-­
delns nachweisen, die zum Zeitpunkt des Verwaltungshandelns vom 
Beklagten nicht ermittelt wurden.

§ 41 [Antrag auf Beweisbeibringung durch das Volksgericht] 
Können der Kläger oder eine dritte Partei unten aufgeführte Beweise, 
die mit dem vorliegenden Fall in Zusammenhang stehen, nicht selbst 
ermitteln, können sie beantragen, dass das Volksgericht diese beibringt:

1. Beweise, die von Staatsorganen verwahrt werden und durch ein 

2. Beweise, die Staatsgeheimnisse, Betriebsgeheimnisse oder die 

3. andere Beweise, die tatsächlich aus objektivem Grund nicht 
selbst zu sammeln sind.

§ 42 [Beweissicherung] Wenn die Gefahr besteht, dass Beweise ver-­
nichtet werden, verlorengehen oder später schwer zu erlangen sind, 
können die Prozessbeteiligten beim Volksgericht Beweissicherung be-­

-­
men ergreifen.

§ 43 [Beweisprüfung] Beweise sind in der Hauptverhandlung vor-­
zubringen und von den Parteien wechselseitig zu prüfen. Beweise, die 
Staatsgeheimnisse, Betriebsgeheimnisse oder die Privatsphäre berüh-­
ren, sind nicht in öffentlicher Verhandlung vorzubringen. 
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Beweise sind von den Volksgerichten entsprechend dem rechtlich 
bestimmten Verfahren vollständig und objektiv zu prüfen und deren 
Echtheit zu begutachten. Gründe für die Nichtannahme von Beweisen 
sind in der Entscheidungsurkunde darzulegen.

Auf unrechtmäßige Weise erlangte Beweise dürfen nicht zur Fest-­
stellung der Falltatsachen dienen.

6. Kapitel: Erhebung und Annahme der Klage

§ 44 [Fakultatives Widerspruchsverfahren] Bei einer zum Um-­
fang der Fallannahme der Volksgerichte gehörenden Verwaltungssa-­
che können Bürger, juristische Personen oder sonstige Organisationen 

beim Volksgericht Klage erhoben werden. Es kann auch unmittelbar 
bei den Volksgerichten Klage erhoben werden.

Sehen Gesetze oder Rechtsvorschriften vor, dass zunächst bei der 
Verwaltungsbehörde Widerspruch einzulegen ist und erst dann beim 

-­
-­

mungen dieser Gesetze oder Rechtsvorschriften zu verfahren.

§ 45 [Klagefrist beim fakultativen Widerspruchsverfahren] Ak-­
zeptierten Bürger, juristische Personen oder sonstige Organisationen 
die auf den Widerspruch ergehende Entscheidung nicht, so kann in-­
nerhalb von fünfzehn Tagen nach dem Erhalt des Widerspruchsent-­
scheids, beim Volksgericht Klage erhoben werden.

Hat die Widerspruchsbehörde bei Fristablauf keine Entscheidung 
getroffen, kann der Antragsteller innerhalb von fünfzehn Tagen nach 
Ablauf der Widerspruchsfrist beim Volksgericht Klage erheben, es sei 
denn, dass Gesetze oder Rechtsvorschriften anderes bestimmen.

§ 46 [Klagefrist] Erheben Bürger, juristische Personen oder sonsti-­
ge Organisationen unmittelbar beim Volksgericht Klage, so haben sie 
innerhalb von sechs Monaten seit dem Tage, an dem sie von der Vor-­
nahme des Verwaltungshandelns Kenntnis erlangt haben oder hätten 
Kenntnis erlangt haben sollen, die Klage zu erheben, es sei denn, dass 
Gesetze oder Rechtsvorschriften anderes bestimmen. 

Volksgerichte dürfen Verwaltungsklagen nicht annehmen, die 
mehr als zwanzig Jahre nach der Vornahme des Verwaltungshandelns 
erhoben werden, wenn es sich um eine Verwaltungsklage wegen unbe-­
weglicher Sachen handelt oder die mehr als 5 Jahre nach der Vornahme 
des Verwaltungshandelns erhoben werden, wenn es sich um andere 
Fälle handelt.

 Beantragen 
Bürger, juristische Personen oder sonstige Organisationen bei einer 
Verwaltungsbehörde die Erfüllung einer gesetzlich bestimmten Amts-­

anderen legalen Rechten und Interessen und erfüllt die Verwaltungs-­

dem Antrag, können Bürger, juristische Personen oder sonstige Orga-­
nisationen beim Volksgericht Verwaltungsklage erheben. Bestimmen 
Gesetze oder Rechtsvorschriften eine andere Frist zur Erfüllung der 

Beantragen Bürger, juristische Personen oder sonstige Organisatio-­
nen in einer Notsituation bei einer Verwaltungsbehörde die Erfüllung 
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Rechten, Vermögensrechten oder anderen legalen Rechten und Inte-­

unterliegt die Klageerhebung nicht der im obigen Absatz bestimmten 
Frist.

§ 48 [Fristverlängerung] Versäumt ein Bürger, eine juristische Per-­
son oder sonstige Organisation wegen höherer Gewalt oder anderer 
nicht ihm/ihr selbst zuzuschreibenden Gründe die Klagefrist, so wird 
die so versäumte Zeit nicht auf die Klagefrist angerechnet. 

Versäumt ein Bürger, eine juristische Person oder sonstige Organi-­
sation wegen anderer besonderer Umstände als den oben bestimmten 
die Klagefrist, so kann er/sie innerhalb von zehn Tagen nach Besei-­
tigung des Hindernisses Fristverlängerung beantragen, über die vom 
Volksgericht entschieden wird.

§ 49 [Klageerhebung] Die Klageerhebung hat folgenden Bedin-­
gungen zu entsprechen: 

1. Der Kläger ist ein Bürger, eine juristische Person oder sonstige 
Organisation, der/die den Anforderungen des § 25 diese Gesetzes ent-­

4. die Klage gehört zum Umfang der Fallannahme und zur Zustän-­
digkeit des angegangenen Volksgerichts.

§ 50 [Klageschrift] Zur Klageerhebung ist beim Volksgericht eine 
Klageschrift einzureichen, zusammen mit Kopien entsprechend der 
Anzahl der Beklagten. 

Bereitet die schriftliche Abfassung der Klageschrift tatsächliche 
Schwierigkeiten, so kann mündlich Klage erhoben werden. Diese wird 
vom Volksgericht zu Protokoll genommen, ein schriftlicher Beleg mit 
einem klaren Datumsvermerk ausgestellt und die andere Partei in 
Kenntnis gesetzt.

§ 51 [Registrierung der Klageannahme; Korrektur der Klage-­
schrift] Wenn das Volksgericht die Klageschrift erhalten hat und sie 
den Anforderungen dieses Gesetzes an eine Klageerhebung entspricht, 
so hat es die Klageannahme zu registrieren. 

Kann nicht unmittelbar entschieden werden, ob den Anforderun-­
gen dieses Gesetzes an eine Klageerhebung entsprochen wird, ist die 
Klageschrift entgegenzunehmen, ein schriftlicher Beleg mit einem kla-­
ren Vermerk des Eingangsdatums auszustellen und innerhalb von sie-­
ben Tagen über die Annahme zu entscheiden. Werden die Anforderun-­
gen an eine Klageerhebung nicht erfüllt, so ergeht ein Beschluss, die 
Klage nicht anzunehmen. Der Beschluss hat ausdrücklich die Gründe 
für die Nichtannahme zu nennen. Akzeptiert der Kläger diesen Be-­

-­
tei einmalig über notwendige Ergänzungen in Kenntnis zu setzen. Er-­
folgt eine solche Anleitung und Erläuterung nicht, so darf (das Volks-­

Anforderungen an eine Klageerhebung entspricht.
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Wird eine Klageschrift nicht entgegengenommen oder über eine 
entgegengenommene Klageschrift kein schriftlicher Beleg ausgestellt 
oder aber eine Partei nicht einmalig über notwendige Ergänzungen 
und Korrekturen ihrer Klageschrift in Kenntnis gesetzt, kann die Partei 
bei dem nächsthöheren Volksgericht Beschwerde einlegen. Das nächst-­
höhere Volksgericht hat eine Korrektur zu verfügen und das unmittel-­
bar verantwortliche Leitungspersonal sowie anderes unmittelbar ver-­
antwortliches Personal gemäß dem Recht disziplinarisch zu bestrafen.

§ 52 [Klageeinreichung bei der höheren Instanz] Nimmt das 
Volksgericht weder die Klage an, noch trifft es einen Beschluss, die Kla-­
ge nicht anzunehmen, so kann die Partei bei dem nächsthöheren Volks-­
gericht Klage erheben. Ist das nächsthöhere Volksgericht der Ansicht, 
dass die Anforderungen der Klageerhebung erfüllt werden, so hat es 
die Klage anzunehmen und zu behandeln. Es kann auch ein anderes 
untergeordnetes Volksgericht anweisen, die Klage anzunehmen und 
zu behandeln.

§ 53 [Normenkontrolle] Sind Bürger, juristische Personen oder 
sonstige Organisationen der Ansicht, dass ein von einer Abteilung des 
Staatsrates oder von einer Lokalregierung oder von einer deren Abtei-­
lungen erlassenes Normativdokument auf dessen Grundlage ein Ver-­
waltungshandeln vorgenommen wurde, nicht dem Recht entspricht, 
können sie zusammen mit der Klageerhebung gegen dieses Verwal-­
tungshandeln, auch die Überprüfung des Normativdokumentes bean-­
tragen.

Normativdokumente im Sinne des obigen Absatzes umfassen nicht 
Verwaltungsvorschriften.

7. Kapitel: Behandlung und Urteil

1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen 

§ 54 [Grundsatz der Öffentlichkeit] Volksgerichte verhandeln Ver-­
waltungssachen öffentlich, es sei denn, dass Staatsgeheimnisse oder 
die Privatsphäre berührt werden oder Gesetze anderes bestimmen.

Fälle, bei denen Geschäftsgeheimnisse berührt werden, können un-­
ter Ausschluss der Öffentlichkeit verhandelt werden, wenn eine Partei 
einen entsprechenden Antrag stellt.

§ 55 [Ablehnung von Gerichtspersonen] Ist eine Partei der An-­
-­

teresse hat oder dass sonstige Verhältnisse eine unparteiische Behand-­

Ablehnung des Richters zu beantragen. 

Ist ein Richter der Ansicht, dass er selbst an dem betreffenden Fall 
ein Interesse hat, hat er seine Ablehnung zu beantragen.

Die beiden obigen Absätze gelten auch für Gerichtsschreiber, Über-­
setzer, Gutachter und Inaugenscheinnehmende.

Über die Ablehnung des Gerichtspräsidenten, der als Vorsitzen-­

die Ablehnung sonstiger Personen beschließt der Vorsitzende Richter. 
Akzeptiert eine Partei einen diesbezüglichen Beschluss nicht, kann sie 
einmalig Beschwerde einlegen.
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§ 56 [Vollzugsaussetzung] Während der Zeit des Prozesses ist der 
Vollzug des Verwaltungshandelns nicht ausgesetzt. Liegt jedoch einer 
der unten aufgeführten Umstände vor, so ergeht ein Beschluss, den 
Vollzug des Verwaltungshandelns auszusetzen: 

1. Wenn die Beklagte der Ansicht ist, dass eine Vollzugsaussetzung 

2. wenn der Kläger oder die beteiligte Partei eine Vollzugsausset-­
zung beantragt und das Volksgericht der Ansicht ist, dass der Vollzug 
des betreffenden Verwaltungshandelns einen schwer zu ersetzenden 
Verlust verursachen kann und eine Vollzugsaussetzung das nationale 

3. wenn das Volksgericht der Ansicht ist, dass der Vollzug des be-­
treffenden Verwaltungshandelns dem staatlichen und gesellschaftli-­

4. wenn Gesetze oder Rechtsvorschriften dies vorsehen.

Akzeptiert eine Partei einen Beschluss über eine Vollzugsausset-­
zung oder eine nicht verfügte Vollzugsaussetzung nicht, so kann sie 
einmalig Beschwerde einlegen.

 Das Volksgericht kann auf An-­

zu vollstrecken, bei denen die Verwaltungsbehörde nicht dem Recht 
entsprechend eine Hinterbliebenen-­ oder Versehrtenrente, eine Grund-­
sicherung oder Sozialversicherungsleistungen für arbeitsbedingte Ver-­
letzungen oder medizinische Behandlungen gewährt hat, die Rechte 

-­
-­

Vollstreckung nicht, kann sie einmalig Widerspruch einlegen. Wäh-­
rend der Dauer der Bearbeitung des Widerspruchs ist der Vollzug des 
Beschlusses nicht ausgesetzt.

§ 58 [Nichterscheinen] Hat das Volksgericht vorgeladen und ist 
der Kläger ungerechtfertigterweise nicht vor Gericht erschienen, oder 
verlässt er den Gerichtssaal während einer Gerichtsverhandlung ohne 
die Erlaubnis des Gerichts, so kann dies als Klagerücknahme behan-­

erschienen, oder verlässt sie den Gerichtssaal während einer Gerichts-­
verhandlung ohne die Erlaubnis des Gerichts, kann ein Abwesenheits-­
urteil ergehen.

§ 59 [Prozessbehinderung] Begehen Prozessteilnehmer oder sons-­
tige Personen eine der folgenden Handlungen, kann das Volksgericht 
je nach der Schwere der Umstände sie verwarnen, ihnen die Abgabe 
einer Erklärung des Bedauerns auferlegen oder sie mit bis zu 10.000 

Straftatbestand erfüllt, so wird dies gemäß dem Recht strafrechtlich 
verfolgt: 

1. Wenn Personen, die zur Unterstützung der Ermittlungen oder 

des Volksgerichtes oder entsprechender schriftlicher Mitteilung des 
Volksgerichts die Unterstützung der Ermittlungen oder Vollstreckung 
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2. wenn Beweise gefälscht, verborgen, zerstört oder falsches Be-­
weismaterial geliefert wird, so dass die Behandlung des Falls durch 

3. wenn andere zu falschen Beweisen angeleitet, bestochen oder 
mit Gewalt gezwungen werden oder wenn Zeugen bei der Aussage 

4. wenn versiegelte, gepfändete oder gesperrte Vermögensgegen-­

5. wenn mittels illegaler Methoden wie Täuschung oder Einschüch-­

6. wenn das Personal des Volksgerichts mit Gewalt, Drohung oder 

oder die Ordnung des Volksgerichts durch Tumult im Gerichtssaal 

7. wenn Richter oder sonstiges Personal des Volksgerichts, Prozess-­
beteiligte sowie die Untersuchung oder Vollstreckung unterstützende 
Personen bedroht, beleidigt, verleumdet, zu Unrecht beschuldigt, be-­
lagert oder geschlagen werden oder wenn gegen sie Vergeltung geübt 
wird.

Bedient sich eine Einheit einer der im vorstehenden Absatz genann-­
ten Verhaltensweisen, so kann das Volksgericht nach dem vorstehen-­
den Absatz deren Hauptverantwortlichen oder die direkt verantwortli-­

erfüllt, wird die strafrechtliche Verantwortung gemäß dem Recht ver-­
folgt.

Geldbuße und Haft werden vom Präsidenten des Volksgerichts ge-­
nehmigt. Akzeptiert ein Beteiligter dies nicht, kann er bei dem nächst-­
höheren Volksgericht einmalig Widerspruch einlegen. Während der 
Dauer einer Bearbeitung des Widerspruchs ist der Vollzug nicht aus-­
gesetzt.

§ 60 [Schlichtung] Bei der Behandlung von Verwaltungssachen 

Schlichtungsverfahren kann jedoch bei Fällen von Entschädigung 
oder Schadensersatz sowie bei Fällen angewandt werden, bei denen 
eine Verwaltungsbehörde ein in Gesetzen oder Rechtsvorschriften be-­
stimmtes Recht auf freies Ermessen ausübt.

Eine Schlichtung ist nach dem Grundsatz der Willensfreiheit und 

staatliche Interesse noch das gesellschaftlich-­öffentliche Interesse noch 
die legalen Rechte Dritter schädigen.

§ 61 [Zivilverfahren] Beantragt eine Partei einen Zivilrechtsstreit, 
der sich auf eine Verwaltungserlaubnis, Registrierung, Enteignung, Be-­
schlagnahme oder die von einer Verwaltungsbehörde getroffene Ent-­
scheidung über einen Zivilrechtsstreit bezieht, in einem Verwaltungs-­
prozess zu behandeln, kann das Volksgericht die beiden Streitfälle 
zusammen behandeln. 

Wenn das Volksgericht während des Verwaltungsprozesses der An-­
sicht ist, dass die Verwaltungssache die Entscheidung im Zivilprozess 
als Grundlage erfordert, kann es beschließen, den Verwaltungsprozess 
auszusetzen.
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§ 62 [Klagerücknahme] Nimmt der Kläger vor Verkündung ei-­
nes Urteils oder einer Entscheidung durch das Volksgericht die Kla-­
ge zurück oder ändert die Beklagte das von ihr vorgenommene Ver-­
waltungshandeln und ist der Kläger damit einverstanden und nimmt 
daraufhin die Klage zurück, so entscheidet das Volksgericht über die 

§ 63 [Prüfungsmaßstab] Die Volksgerichte legen der Behandlung 
von Verwaltungssachen die Gesetze sowie Verwaltungsrechtsbestim-­
mungen und lokale Rechtsvorschriften zugrunde. Lokale Rechtsvor-­
schriften werden auf Verwaltungssachen in dem jeweiligen Verwal-­
tungsbezirk angewandt.

Behandeln Volksgerichte Verwaltungssachen aus Gebieten mit 
Selbstverwaltung ethnischer Minderheiten, legen sie auch die Auto-­
nomiebestimmungen und Sonderbestimmungen des betreffen Gebiets 
mit Selbstverwaltung ethnischer Minderheiten zugrunde.

Bei der Behandlung von Verwaltungssachen konsultieren die 
Volksgerichte Verwaltungsvorschriften.

§ 64 [Rechtmäßigkeit von Normativdokumenten] Ist ein Volks-­
gericht bei der Behandlung einer Verwaltungssache in einer Überprü-­
fung der Ansicht, dass ein Normativdokument im Sinne von § 53 die-­
ses Gesetzes nicht dem Recht entspricht, dient es nicht als Grundlage 
für die Bestimmung der Rechtmäßigkeit eines Verwaltungshandelns 

-­

§ 65 [Veröffentlichung] Die Volksgerichte haben rechtskräftige 
Entscheidungen und Beschlüsse zu veröffentlichen und der Öffentlich-­
keit zur Überprüfung zur Verfügung zu stellen, es sei denn, der Inhalt 
berührt Staatsgeheimnisse, Geschäftsgeheimnisse oder die Privatsphä-­
re.

§ 66 [Disziplinar-­ und strafrechtliche Verantwortung] Ist ein 
Volksgericht bei der Behandlung von Verwaltungssachen der Ansicht, 
dass leitendes oder direkt verantwortliches Personal der Verwaltungs-­
behörde gegen Gesetze oder Dienstvorschriften verstoßen hat, so ist 
das einschlägige Material der Kontrollbehörde, der betreffenden Ver-­
waltungsbehörde oder ihrer nächsthöheren Verwaltungsbehörde zu 

einschlägige Material an die Behörde für öffentliche Sicherheit und die 
Staatsanwaltschaft zu übersenden.

Wenn eine geladene Beklagte sich ungerechtfertigterweise wei-­
gert, vor Gericht zu erscheinen oder sich ohne Erlaubnis des Gerichts, 
von der Verhandlung entfernt, so kann das Volksgericht dies öffent-­
lich bekannt machen und der Kontrollbehörde oder der nächsthöheren 
Verwaltungsbehörde der Beklagten gemäß dem Recht eine justizielle 
Empfehlung über die disziplinarische Bestrafung des hauptsächlich 
zuständigen Personals oder des direkt verantwortlichen Personals un-­
terbreiten.

2. Abschnitt: Gewöhnliches Verfahren der ersten Instanz

§ 67 [Fristen nach der Klageannahme] Volksgerichte haben in-­
nerhalb von fünf Tagen ab dem Tag der Klageannahme der Beklagten 
eine Kopie der Klageschrift zu übersenden. Die Beklagte hat innerhalb 
von fünfzehn Tagen nach Erhalt der Klageschriftkopie dem Volksge-­
richt Beweise über die Vornahme des Verwaltungshandelns und die 
der Vornahme des Verwaltungshandelns zugrunde liegenden Norma-­
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tivdokumente zu übermitteln und eine Klageerwiderungsschrift vor-­
zulegen. Das Volksgericht hat innerhalb von fünf Tagen nach Erhalt 
der Klageerwiderungsschrift dem Kläger eine Kopie der Klageerwide-­
rungsschrift zu übersenden. 

Legt die Beklagte eine Klageerwiderungsschrift nicht vor, hat dies 

§ 68 [Zusammensetzung des Spruchkörpers] Verwaltungssachen 
werden von den Volksgerichten in Kollegialspruchkörpern verhandelt, 
die sich aus Richtern oder aus Richtern und Beisitzern zusammenset-­
zen. Ein Kollegialspruchkörper setzt sich aus mindestens drei oder ei-­
ner höheren ungeraden Zahl von Mitgliedern zusammen.

§ 69 [Klagezurückweisung] Die Volksgerichte weisen das Kla-­
gebegehren des Klägers zurück, wenn die dem Verwaltungshandeln 
zugrundeliegenden Beweise überzeugend sind, Gesetze und Rechts-­
vorschriften richtig angewendet wurden, die gesetzlichen Verfahrens-­
vorschriften eingehalten wurden oder die Gründe für die vom Kläger 
beantragte Erfüllung von gesetzlich bestimmten Amtsbefugnissen 

§ 70 [Nichtigkeit und Neuvornahme des Verwaltungshandelns] 
Liegt bei Verwaltungshandeln einer der folgenden Umstände vor, so 

es kann auch auf Neuvornahme des Verwaltungshandelns durch die 
Beklagte erkennen: 

2. wenn Gesetze oder Rechtsvorschriften fehlerhaft angewendet 

3. wenn die gesetzlichen Verfahrensvorschriften nicht eingehalten 

ist.

§ 71 [Verbot identischer Neuvornahme] Verurteilt das Volksge-­
richt die Beklagte zur Neuvornahme des Verwaltungshandelns, darf 
die Beklagte nicht mittels derselben Tatsachen und Gründe ein mit 
dem ursprünglichen Verwaltungshandeln identisches Verwaltungs-­
handeln vornehmen.

 Stellt das Volksgericht nach Ab-­
schluss des Verfahrens fest, dass die Beklagte ihre gesetzlich bestimm-­

-­
halb einer bestimmten Frist zu erfüllen.

 Stellt das Volksgericht nach Ab-­
schluss des Verfahrens fest, dass die Beklagte gemäß dem Recht eine 

-­
men.

§ 74 [Widerrechtlichkeit ohne Aufhebung] Liegt bei Verwaltungs-­
handeln einer der folgenden Umstände vor, so stellt das Volksgericht 
dessen Widerrechtlichkeit fest, hebt das Verwaltungshandeln aber 
nicht auf: 
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1. Wenn das Verwaltungshandeln gemäß dem Recht aufzuheben 
ist, jedoch eine solche Aufhebung das staatliche Interesse oder das ge-­

2. wenn beim Verfahren des Verwaltungshandelns ein leichter 
Rechtsverstoß vorliegt, der die Rechte des Klägers faktisch nicht be-­
einträchtigt.

Liegt bei Verwaltungshandeln einer der folgenden Umstände vor, 
die eine Aufhebung oder Erfüllungsentscheidung nicht erfordern, so 
stellt das Volksgericht dessen Widerrechtlichkeit fest:

1. Wenn das Verwaltungshandeln widerrechtlich ist, aber keinen 

2. wenn die Beklagte das ursprünglich widerrechtliche Verwal-­
tungshandeln ändert, der Kläger aber weiterhin die Feststellung der 

oder verzögert erfüllt, einer Erfüllungsentscheidung aber keine Bedeu-­
tung zukommt.

§ 75 [Unwirksamkeit des Verwaltungshandelns] Ist eine schwere 
und eindeutige Widerrechtlichkeit gegeben, wie z.B. wenn das Verwal-­
tungshandeln von einer Körperschaft durchgeführt wird, die nicht den 
Status einer Verwaltungskörperschaft hat oder grundlos ist und der 
Kläger die Feststellung der Unwirksamkeit des Verwaltungshandelns 
beantragt, so stellt das Volksgericht die Unwirksamkeit des Verwal-­
tungshandelns fest.

§ 76 [Abhilfemaßnahmen] Stellt ein Volksgericht die Widerrecht-­
lichkeit oder Unwirksamkeit eines Verwaltungshandelns fest, so kann 
es gleichzeitig anordnen, dass die Beklagte Abhilfemaßnahmen er-­
greift. Wurde dem Kläger ein Schaden zugefügt, so wird die Beklagte 
gemäß dem Recht dazu verurteilt, Schadensersatzhaftung zu tragen.

§ 77 [Unangemessenheit] Ist eine Verwaltungsstrafe offensichtlich 
unangemessen oder ist ein sonstiges Verwaltungshandeln bezüglich 
eines Bescheids über die Entrichtung eines Geldbetrages oder dessen 
Festsetzung tatsächlich fehlerhaft, so kann das Volksgericht auf Abän-­
derung erkennen.

Erkennt das Volksgericht auf Abänderung, so darf dies nicht die 
-­

gers schmälern, es sei denn, unter den Klägern ist gleichsam eine an 
dem Verwaltungshandeln interessierte Person mit einem entgegenge-­
setzten Klagebegehren.

 Wenn die Beklagte eine 
Vereinbarung im Sinne von § 12 I Nr. 11 dieses Gesetzes nicht erfüllt 
oder nicht wie festgelegt erfüllt hat oder in rechtswidriger Weise ge-­
ändert oder aufgehoben hat, verurteilt das Volksgericht die Beklagte, 

-­
maßnahmen oder den Ersatz eines Schadens zu tragen. 

Erfolgt die Änderung oder Aufhebung einer Vereinbarung im Sin-­
ne von § 12 I Nr. 11 dieses Gesetzes durch die Beklagte rechtmäßig, 
ohne dass nach dem Recht eine Entschädigung geleistet wird, so er-­
kennt das Volksgericht auf die Leistung einer Entschädigung.

§ 79 [Einheitliches Urteil] In Fällen, bei denen die Widerspruchs-­
behörde und die Verwaltungsbehörde, die das ursprüngliche Verwal-­
tungshandeln vorgenommen hat, gemeinsam Beklagte sind, hat das 
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Volksgericht ein einheitliches Urteil über die Widerspruchsentschei-­
dung und das ursprüngliche Verwaltungshandeln zu fällen. 

§ 80 [Urteilsverkündung] Die Volksgerichte verkünden in Fällen, 
die öffentlich verhandelt wurden und in Fällen die nicht öffentlich ver-­
handelt wurden, stets öffentlich ihre Entscheidungen.

Wird ein Urteil im Gericht verkündet, so ist innerhalb von zehn Ta-­
gen die Urteilsurkunde zu übersenden. Ist für die Urteilsverkündung 
ein späterer Termin festgesetzt, so wird unmittelbar nach der Urteils-­
verkündung die Urteilsurkunde ausgestellt.

Zum Zeitpunkt der Urteilsverkündung müssen die Parteien über 
ihr Recht auf Berufung belehrt werden.

§ 81 [Frist für erstinstanzliches Urteil] Die Volksgerichte haben in-­
nerhalb von sechs Monaten nach Klageannahme ein erstinstanzliches 
Urteil zu fällen. Ist wegen besonderer Umstände eine Verlängerung 

-­
richt der Oberstufe in erster Instanz behandelten Fall zu verlängern, 
wird dies vom Obersten Volksgericht genehmigt.

3. Abschnitt: Vereinfachtes Verfahren

§ 82 [Voraussetzungen] Ist in folgenden erstinstanzlichen Verwal-­
tungssachen das Volksgericht der Ansicht, dass die Tatsachen eindeu-­

groß ist, kann es ein vereinfachtes Verfahren anwenden:

1. Wenn das angegriffene Verwaltungshandeln gemäß dem Recht 

2. wenn der vom Fall berührte Geldbetrag nicht 2000 RMB über-­

3. wenn der Fall die Offenlegung von Regierungsinformationen be-­
trifft.

Abgesehen von den oben bestimmten erstinstanzlichen Verwal-­
tungssachen kann das vereinfachte Verfahren auch angewendet wer-­
den, wenn alle Parteien der Anwendung des vereinfachten Verfahrens 
zustimmen.

Bei einer zurückverwiesenen Neuverhandlung und einem aus dem 
Verfahren zur Überprüfung von Entscheidungen resultierenden Wie-­
deraufnahmeverfahren ist das vereinfachte Verfahren nicht anzuwen-­
den.

§ 83 [Frist] Verwaltungssachen, bei denen das vereinfachte Verfah-­
ren angewendet wird, werden von einem einzelnen Richter verhandelt 
und sind innerhalb von 45 Tagen nach Klageannahme abzuschließen.

§ 84 [Überführung in ein gewöhnliches Verfahren] Wird dem 
Volksgericht im Laufe des Verfahrens gewahr, dass ein Fall für die An-­
wendung des vereinfachten Verfahrens ungeeignet ist, so beschließt es, 
dieses in einem gewöhnlichen Verfahren zu verhandeln. 

4. Abschnitt: Verfahren der zweiten Instanz

§ 85 [Berufungsfrist] Akzeptiert eine Partei das erstinstanzliche Ur-­
teil des Volksgerichts nicht, ist sie berechtigt, innerhalb von fünfzehn 
Tagen nach der Zustellung der Urteilsurkunde bei dem Volksgericht 
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der nächsthöheren Stufe Berufung einzulegen. Akzeptiert eine Partei 
den erstinstanzlichen Beschluss des Volksgerichts nicht, ist sie berech-­
tigt, innerhalb von zehn Tagen nach der Zustellung der Beschlussur-­
kunde bei dem Volksgericht der nächsthöheren Stufe Beschwerde 

Instanz rechtskräftig.

§ 86 [Spruchkörper; Verhandlung mit oder ohne Sitzungen] Die 
Volksgerichte haben für Berufungssachen Kollegialspruchkörper zu 
bilden und diese Fälle in Sitzungen zu verhandeln. Wenn nach einer 
Bewertung der Fallakten, Untersuchung und Befragung der Parteien 
keine neuen Tatsachen, Beweise oder Argumente hervorgebracht wur-­
den und der Kollegialspruchkörper der Ansicht ist, dass eine Verhand-­
lung in Sitzungen nicht erforderlich ist, kann auch eine Behandlung 
ohne Sitzungen erfolgen. 

§ 87 [Prüfungsumfang] Die Volksgerichte haben bei der Behand-­
lung von Berufungssachen das Urteil oder den Beschluss und das 
ursprünglich angegriffene Verwaltungshandeln einer umfassenden 
Überprüfung zu unterziehen.

§ 88 [Frist für letztinstanzliches Urteil] Ein Volksgericht, das eine 
Berufungssache behandelt, hat innerhalb von drei Monaten seit dem 
Tage des Eingangs der Berufungsschrift ein letztinstanzliches Urteil 

-­
gericht der Oberstufe behandelten Berufungsfall zu verlängern, wird 
dies vom Obersten Volksgericht genehmigt.

§ 89 [Entscheidungen des Berufungsgerichts] Bei der Behandlung 
von Berufungssachen gehen die Volksgerichte je nach den unten aufge-­
führten Umständen verschieden vor: 

1. Wenn die vom erstinstanzlichen Urteil oder Beschluss festge-­
stellten Tatsachen eindeutig sind und Gesetze oder Rechtsvorschriften 
korrekt angewandt wurden, wird auf Zurückweisung der Berufung 
und Aufrechterhaltung des ursprünglichen Urteils oder Beschlusses 

2. wenn die vom ursprünglichen Urteil oder Beschluss festgestell-­
ten Tatsachen fehlerhaft sind oder die Anwendung von Gesetzen und 
Rechtsvorschriften fehlerhaft war, wird das Urteil oder der Beschluss 

3. wenn die vom ursprünglichen Urteil festgestellten grundlegen-­
den Tatsachen nicht eindeutig oder die Beweise nicht ausreichend sind, 
wird an das Volksgericht der ursprünglichen Instanz zur Neuverhand-­
lung zurückverwiesen oder nach Klärung der Tatsachen das Urteil ge-­

4. wenn das ursprüngliche Urteil einen schwerwiegenden Verstoß 
gegen das gesetzlich bestimmte Verfahren wie z.B. eine Auslassung ei-­
ner Partei oder ein widerrechtliches Versäumnisurteil aufweist, wird 
beschlossen, das ursprüngliche Urteil aufzuheben und an das Volks-­
gericht der ursprünglichen Instanz zur Neuverhandlung zurückzuver-­

Legt eine Partei nach einem Urteil des Volksgerichtes der ur-­
sprünglichen Instanz aus einer zurückverwiesenen Neuverhandlung 
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Berufung ein, so darf das Volksgericht der zweiten Instanz den Fall 
nicht wieder zur Neuverhandlung zurückverweisen.

Wenn eine Änderung des ursprünglichen Urteils erforderlich ist, 
haben Volksgerichte bei der Behandlung von Berufungssachen gleich-­
zeitig eine Entscheidung über das angegriffene Verwaltungshandeln 
zu treffen.

5. Abschnitt: Verfahren zur Überprüfung von Entscheidungen

§ 90 [Wiederaufnahmeantrag einer Partei] Ist eine Partei der An-­
sicht, dass ein schon rechtskräftiges Urteil oder ein schon rechtskräfti-­
ger Beschluss mit Sicherheit unter einem Fehler leidet, kann sie beim 
nächsthöheren Volksgericht die Wiederaufnahme des Verfahrens bean-­

jedoch nicht gehemmt.

§ 91 [Wiederaufnahmegründe] Entspricht der Antrag einer Partei 
einem der folgenden Umstände, so haben die Volksgerichte das Ver-­
fahren wieder aufzunehmen: 

1. Wenn die Nichtgewährung der Klageannahme oder Abweisung 

2. wenn neue Beweise vorliegen, die ausreichen, um das ursprüng-­

3. wenn die hauptsächlichen Beweise für die Feststellung der Tat-­
sachen des ursprünglichen Urteils oder Beschlusses nicht ausreichend 

4. wenn die Anwendung der Gesetze oder Rechtsvorschriften im 
ursprünglichen Urteil oder Beschluss mit Sicherheit fehlerhaft war

5. wenn ein Verstoß gegen die Verfahrensregeln der Gesetze und 
-­

6. wenn im ursprünglichen Urteil oder Beschluss ein Klagebegeh-­

7. wenn Rechtsdokumente auf denen ein ursprüngliches Urteil 
oder ein ursprünglicher Beschluss beruht, aufgehoben oder geändert 

8. wenn der Richter während der Behandlung des Falles Amtsun-­
terschlagung begangen hat, korrupt oder bestechlich war, betrügeri-­

-­
ben hat. 

§ 92 [Wiederaufnahme durch Gerichtspräsidenten und höherran-­
gige Gerichte] Stellt der Präsident eines Volksgerichts jedweder Stufe 
fest, dass ein schon rechtskräftiges Urteil oder ein schon rechtskräftiger 
Beschluss dieses Gerichts eine der in § 91 dieses Gesetzes bestimmten 
Bedingungen erfüllt, eine Schlichtung dem Grundsatz der Freiwillig-­
keit widersprach oder der Inhalt einer Schlichtungsurkunde gegen 
das Recht verstößt und ist er der Ansicht, dass es erforderlich ist, das 
Verfahren wieder aufzunehmen, hat er dies dem Rechtsprechungsaus-­
schuss zur Beratung und Entscheidung vorzulegen.

Stellt das Oberste Volksgericht fest, dass ein schon rechtskräftiges 
Urteil oder ein schon rechtskräftiger Beschluss eines lokalen Volksge-­
richtes jedweder Stufe oder stellt ein höheres Volksgericht fest, dass ein 
schon rechtskräftiges Urteil oder ein schon rechtskräftiger Beschluss ei-­
nes unteren Volksgerichts eine der in § 91 dieses Gesetzes bestimmten 
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Bedingungen erfüllt, eine Schlichtung dem Grundsatz der Freiwillig-­
keit widersprach oder der Inhalt einer Schlichtungsurkunde gegen das 
Recht verstößt, so sind diese Gerichte berechtigt, die Sache an sich zu 
ziehen oder gegenüber dem unteren Volksgericht die Wiederaufnahme 
anzuordnen.

§ 93 [Beschwerde der Staatsanwaltschaften] Stellt die Oberste 
Volksstaatsanwaltschaft fest, dass ein schon rechtskräftiges Urteil oder 
ein schon rechtskräftiger Beschluss eines Volksgerichts jedweder Stu-­
fe oder stellt die nächsthöhere Volksstaatsanwaltschaft fest, dass ein 
schon rechtskräftiges Urteil oder ein schon rechtskräftiger Beschluss ei-­
nes unteren Volksgerichts eine der in § 91 dieses Gesetzes bestimmten 
Bedingungen erfüllt oder eine Schlichtungsurkunde staatliches Inter-­
esse oder gesellschaftlich-­öffentliches Interesse beschädigt, so hat sie 
Beschwerde einzulegen. 

Stellt eine lokale Volksstaatsanwaltschaft jedweder Stufe fest, dass 
ein schon rechtskräftiges Urteil oder ein schon rechtskräftiger Beschluss 
eines Volksgerichts der gleichen Stufe eine der in § 91 dieses Geset-­
zes bestimmten Bedingungen erfüllt oder eine Schlichtungsurkunde 
staatliches Interesse oder gesellschaftlich-­öffentliches Interesse beschä-­
digt, so kann sie dem Volksgericht der gleichen Stufe eine staatsan-­
waltschaftliche Empfehlung unterbreiten und diese der nächsthöheren 
Volksstaatsanwaltschaft zur Aktennahme melden. Sie kann auch der 
nächsthöheren Volksstaatsanwaltschaft vorschlagen bei dem Volksge-­
richt der gleichen Stufe Beschwerde einzulegen.

Die Volksstaatsanwaltschaften jeder Stufe sind neben der Verfah-­
rensüberprüfung dazu berechtigt bezüglich sonstiger Rechtsverstöße 
von Richtern im Laufe des Verfahrens, den Volksgerichten der gleichen 
Stufe staatsanwaltschaftliche Empfehlungen zu unterbreiten.

8. Kapitel: Vollstreckung

§ 94 [Urteilsbefolgung] Die Parteien müssen die rechtskräftigen 
Urteile, Beschlüsse oder Schlichtungsurkunden der Volksgerichte be-­
folgen.

§ 95 [Zwangsvollstreckung] Weigert sich ein Bürger, eine juris-­
tische Person oder sonstige Organisation, ein Urteil, einen Beschluss 
oder eine Schlichtungsurkunde zu befolgen, so kann die Verwaltungs-­
behörde oder ein Dritter beim erstinstanzlichen Volksgericht Zwangs-­
vollstreckung beantragen oder die Verwaltungsbehörde führt gemäß 
dem Recht eine Zwangsvollstreckung durch.

§ 96 [Maßnahmen der Zwangsvollstreckung] Weigert sich die Ver-­
waltungsbehörde, ein Urteil oder einen Beschluss oder eine Schlich-­
tungsurkunde zu befolgen, kann das erstinstanzliche Volksgericht fol-­
gende Maßnahmen ergreifen: 

1. Wenn eine Geldbuße zu erstatten oder eine Geldsumme zu zah-­
len ist, wird die Bank angewiesen, vom Konto der betreffenden Ver-­

2. wenn die Entscheidung nicht innerhalb der festgesetzten Frist 
befolgt wird, wird der verantwortlichen Person der betreffenden Ver-­
waltungsbehörde vom Tag des Fristablaufs an eine Geldbuße von 50 

3. wenn die Verwaltungsbehörde eine Befolgung verweigert wird 

ᴵ㾘ᅮᚙᔶПϔˈ៪㗙থ⦄䇗㾷
䖱ড㞾ᜓॳ߭៪㗙䇗㾷кݙᆍ䖱
⊩ⱘˈ᳝ᴗᦤᅵ៪㗙ᣛҸϟ㑻Ҏ
⇥⊩䰶ݡᅵǄ

ኃ˴Ӡʻ్Ǌ᳔催Ҏ⇥Ẕᆳ
䰶ᇍ৘㑻Ҏ⇥⊩䰶Ꮖ㒣থ⫳⊩ᕟ
ᬜ࡯ⱘ߸އǃ㺕ᅮˈϞ㑻Ҏ⇥Ẕ
ᆳ䰶ᇍϟ㑻Ҏ⇥⊩䰶Ꮖ㒣থ⫳⊩
ᕟᬜ࡯ⱘ߸އǃ㺕ᅮˈথ⦄᳝ᴀ
⊩㄀бकϔᴵ㾘ᅮᚙᔶПϔˈ៪
㗙থ⦄䇗㾷кᤳᆇ೑ᆊ߽Ⲟǃ⼒
Ӯ߽݀݅Ⲟⱘˈᑨᔧᦤߎᡫ䆝Ǆ

ഄᮍ৘㑻Ҏ⇥Ẕᆳ䰶ᇍৠ㑻
Ҏ⇥⊩䰶Ꮖ㒣থ⫳⊩ᕟᬜ࡯ⱘ߸
ǃ㺕ᅮˈথ⦄᳝ᴀ⊩㄀бकϔއ
ᴵ㾘ᅮᚙᔶПϔˈ៪㗙থ⦄䇗㾷
кᤳᆇ೑ᆊ߽Ⲟǃ⼒Ӯ߽݀݅Ⲟ
ⱘˈৃҹ৥ৠ㑻Ҏ⇥⊩䰶ᦤߎẔ
ᆳᓎ䆂ˈᑊ᡹Ϟ㑻Ҏ⇥Ẕᆳ䰶໛
Ḝ˗гৃҹᦤ䇋Ϟ㑻Ҏ⇥Ẕᆳ䰶
৥ৠ㑻Ҏ⇥⊩䰶ᦤߎᡫ䆝Ǆ

৘㑻Ҏ⇥Ẕᆳ䰶ᇍᅵ߸ⲥⴷ
⿟ᑣҹ໪ⱘ݊Ҫᅵ߸⿟ᑣЁᅵ߸
Ҏਬⱘ䖱⊩㸠Ўˈ᳝ᴗ৥ৠ㑻Ҏ
⇥⊩䰶ᦤߎẔᆳᓎ䆂Ǆ

ኃЛብǊ੯ᛠ

ኃ˴Ӡ్ٽǊᔧџҎᖙ乏ሹ
㸠Ҏ⇥⊩䰶থ⫳⊩ᕟᬜ࡯ⱘ߸
ǃ㺕ᅮǃ䇗㾷кǄއ

ኃ˴Ӡ్̊Ǌ݀⇥ǃ⊩Ҏ៪
㗙݊Ҫ㒘㒛ᢦ㒱ሹ㸠߸އǃ㺕
ᅮǃ䇗㾷кⱘˈ㸠ᬓᴎ݇៪㗙㄀
ϝҎৃҹ৥㄀ϔᅵҎ⇥⊩䰶⬇䇋
ᔎࠊᠻ㸠ˈ៪㗙⬅㸠ᬓᴎ݇ձ⊩
ᔎࠊᠻ㸠Ǆ

ኃ˴ӠН్Ǌ㸠ᬓᴎ݇ᢦ㒱
ሹ㸠߸އǃ㺕ᅮǃ䇗㾷кⱘˈ㄀
ϔᅵҎ⇥⊩䰶ৃҹ䞛পϟ߫᥾
ᮑ˖

˄ϔ˅ᇍᑨᔧᔦ䖬ⱘ㔮ℒ៪
㗙ᑨᔧ㒭Ҭⱘℒ乱ˈ䗮ⶹ䫊㸠Ң
䆹㸠ᬓᴎ݇ⱘ䋺᠋ߦݙᢼ˗

˄Ѡ˅೼㾘ᅮᳳ䰤ݙϡሹ㸠
ⱘˈҢᳳ⒵П᮹䍋ˈᇍ䆹㸠ᬓᴎ
݇䋳䋷Ҏᣝ᮹໘Ѩकܗ㟇ϔⱒܗ
ⱘ㔮ℒ˗

˄ϝ˅ᇚ㸠ᬓᴎ݇ᢦ㒱ሹ㸠
ⱘᚙމќҹ݀ਞ˗



404

Verwaltungsprozessgesetz der Volksrepublik China, ZChinR 2015

4. bei der Aufsichtsbehörde oder bei der der betroffenen Verwal-­
tungsbehörde nächsthöheren Behörde können justizielle Vorschläge 
unterbreitet werden. Die die justiziellen Vorschläge entgegennehmen-­
de Behörde geht nach den einschlägigen Bestimmungen vor und macht 

5. wenn die Befolgung eines Urteil, eines Beschlusses oder einer 
Schlichtungsurkunde verweigert wird, kann, falls diese Weigerung 
eine abscheuliche gesellschaftliche Wirkung hat, das unmittelbar ver-­
antwortliche Leitungspersonal und anderes unmittelbar verantwortli-­
ches Personal der betreffenden Verwaltungsbehörde in Haft genom-­
men werden. Wenn die Umstände schwerwiegend sind und einen 
Straftatbestand erfüllen, wird gemäß dem Recht ihre strafrechtliche 
Verantwortung verfolgt.

§ 97 [Zwangsvollstreckung eines Verwaltungshandelns] Wenn 
Bürger, juristische Personen oder sonstige Organisationen innerhalb 
der gesetzlichen Frist gegen das Verwaltungshandeln weder Klage er-­
heben noch das Verwaltungshandeln befolgen, kann die Verwaltungs-­
behörde die Zwangsvollstreckung durch das Volksgericht beantragen 
oder gemäß dem Recht zwangsvollstrecken.

9. Kapitel: Verwaltungsprozess mit Außenbezug

§ 98 [Anwendbare Vorschriften] Führen Ausländer, Staatenlose 
oder ausländische Organisationen in der Volksrepublik China einen 
Verwaltungsprozess, wird dieses Gesetz angewandt, es sei denn, dass 
gesetzlich etwas anderes bestimmt wird.

§ 99 [Reziprozität] Ausländer, Staatenlose oder ausländische Orga-­
nisationen, die in der Volksrepublik China einen Verwaltungsprozess 

-­
ger oder Organisationen der Volksrepublik China. 

Beschränken ausländische Gerichte die verwaltungsprozessualen 
Rechte von Bürgern oder Organisationen der Volksrepublik China, so 
wenden die Volksgerichte gegenüber den verwaltungsprozessualen 
Rechten der Bürger und Organisationen des betreffenden Landes das 
Prinzip der Gegenseitigkeit an.

§ 100 [Anwaltliche Vertretung] Beauftragen Ausländer, Staatenlo-­
se oder ausländische Organisationen, die in der Volksrepublik China 
einen Verwaltungsprozess durchführen, einen Rechtsanwalt mit der 
Prozessvertretung, so haben sie einen Rechtsanwalt einer Anwaltsor-­
ganisation der Volksrepublik China zu beauftragen.

10. Kapitel: Ergänzende Regeln

§ 101 [Anwendbare Vorschriften] Wenn dieses Gesetz keine Re-­
geln enthält, wenden die Volksgerichte bei der Behandlung von Ver-­
waltungssachen z.B. bezüglich Fristen, Zustellungen, Vermögenssiche-­
rung, Behandlung in Sitzungen, Schlichtung, Prozessunterbrechung, 
Prozessbeendigung, vereinfachtes Verfahren und Vollstreckung sowie 
die Volksstaatsanwaltschaften bei der Überprüfung von Annahme, Be-­
handlung, Entscheidung und Vollstreckung von Verwaltungssachen 
die einschlägigen Regeln des Zivilprozessgesetzes der Volksrepublik 
China an. 

Übersetzung und Paragraphenüberschriften in eckigen Klammern: 
Chen Ming-­Lung und Daniel Sprick, Universität zu Köln.
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